
Bundessozialgericht I m N a m e n d e s V o l k e s

— 4 RA 203/74 —

Verkündet‘am
4. Oktober 1975

■■tsinspektor
als Urk.Beamter
der Gesch.Stelle

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

......... ....................................... .......‚

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigterz „ .............. . .....
.......;..,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 1. Oktober 1975 in Berlin durch
den Präsidenten Prof. Dr. W a n n a g a t , die

Richter Dr. S c h u b e r t und B u r g e r sowie

die ehrenamtlichen Richter B e t h g e und.
.

‘

B e n e d y e z u k für Recht erkannt.

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—
sozialgerichts Berlin vom 22„ November 1974 aufgehoben.

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Berlin vom 26° Juni 49?4 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger die außergeridhtlichen
Kosten des Rechtsstreits zu erstatten° ’
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Kläger berech—

tigt ist, gemäß 5 40 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut—
machung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversiche—

rung (WGSVG)idF des Änderungs— und Ergänzungsgesetzes
(WGSVÄndG) vom 22. Dezember 4970 (BGBl I 4846) Beiträge nachzu—

entrichten.

Der am 40. April 4907 geborene Kläger ist anerkannter Ver—

folgter im Sinne des 5 4 des Bundesentschädigungsgesetzes
(BBG). EE bezieht von der Beklagten seit dem 4. Mai 4972 Alters—

ruhegeld wegen Vollendung des 65. Lebensjahres. Im Rentenbe—

scheid vom 6. Juli 4972 hatte die Beklagte für die Zeit ab

Oktober 4925 Pflichtbeiträge für 445 Monate und eine Ersatz—

zeit wegen verfolgungsbedingten Auslandsaufenthalts von 498

Monaten (von Juli 4955 bis Dezember 4949) sowie eine pauschale

Ausfallzeit von 8 Monaten berücksichtigt. Der dem Kläger am
49. Juli 4972 zugestellte Bescheid enthält den Hinweis, daß

er unter Berücksichtigung des am 4. Februar 4974 in Kraft ge—
tretenen WGSVG ergehe.

Im Juni 4975 erklärte sich der Kläger bereit, weitere Beiträge

zu leisten, und beantragte insoweit die Zulassung zur Beitrags—

nachentrichtung. Dies lehnte die Beklagte ab, weil der Ver-

sicherungsfall des Alters nach dem 54. Januar 4972 eingetreten

und der Bewilligungsbescheid bereits bindend geworden sei. In—

soweit habe für sie keine Veranlassung bestanden, den Kläger

rechtzeitig auf die allgemeine Möglichkeit hinzuweisen, daß «
Beiträge nachentrichtet werden könnten (Bescheid vom
46. August 4975, Widerspruchsbescheid vom 48. Dezember 4975).

Im Klageverfahren trug der Kläger vor, $ 40 WGSVGlasse die
Nachentrichtung von Beiträgen für Zeiten vor Eintritt des

Versicherungsfalls des Alters zu. Dies ergebe Sich aus der
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Verweisung in der Vorschrift auf 5 141 Abs. 1 des Angestellten—
versicherungsgesetzes (AVG). Im übrigen könne sich die Beklagte

wegen der Verletzung ihrer Aufklärungspflicht nicht darauf

berufen, daß der Zulassungsantrag verspätet gestellt worden sei.

Das Sozialgericht (SG) verpflichtete die Beklagte, die Nachent—

richtung von Beiträgen gemäß % 10 WGSVGzuzulassen (Urteil vom
26. Juni 1974). Auf die Berufung der Beklagten hob das Landes—
sozialgericht (LSG) die erstinstanzliche Entscheidung auf und

wies die Klage ab. Zur Begründung führte es im wesentlichen

aus:
_Der Kläger gehöre zwar zu dem in $ 9 WGSVGbezeichneten
Personenkreis. Er erfülle jedoch nicht die Voraussetzungen des

5 10 Abs. 1 WG3VG.Diese Vorschrift erweitere das Recht zur
Nachentrichtung von Beiträgen gegenüber der allgemeinen Vor—

schrift des 5 140 AVG nur insoweit, als Beiträge auch dann
nicht als unwirksam anzusehen seien, wenn sie für einen Zeit—

raum entrichtet würden, der über den in 5 140 Abs. 1 AVG abge—
grenzten hinausgehe. @10 Abs. 1 Satz 2 WGSVGstelle hierbei
klar, daß hinsichtlich der Zulässigkeit der Nachentrichtung von

Beiträgen nach Eintritt des Versicherungsfalls — Versicherungs—

fälle bis zum 51. Januar 1972 ausgenommen — dieselben Regeln

gelten wie bei der Beitragsnachentrichtung nach den allgemeinen

Vorschriften. Der beim Kläger im April 1972 eingetretene Ver«

sicherungsfall des Alters liege außerhalb des Zeitraumes, der

in 5 10 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 WGSVGbestimmt sei, so daß
diese Ausnahmeregelung für ihn nicht anwendbar sei. Eine Mög—

lichkeit einer Beitragsentrichtung für Zeiten vor Beginn des

Altersruhegeldes bestehe gemäß 5 10 Abs. 2 a Satz 2 AVG i.V.m.

Art. 6 5 8 Abs. 2 des Rentenreformgesetzes (REG) seit dem
19. Oktober 1972 nicht mehr, wenn das Altersruhegeld — wie

hier durch den Rentenbescheid vom 6. Juli 1972 — bindend

festgestellt worden sei. 5 10 Abs. 2 a Satz 2 AVG gelte für
jede Art von freiwilliger Versicherung, wie sie beispielsweise

auch die hier begehrte Nachentrichtung darstelle. Um eine frei—

willige Versicherung handele es sich letztlich auch bei den in

5 10 Abs. 1 Satz 2 WGSVGausdrücklich erwähnten Vorschriften

des @141 Abs. 1 und 2 AVG. Das Bundessozialgericht (BSG) habe
in seiner Entscheidung vom 25. Juni 1971 (BSGE 55, 41, 44, 45}

- 4 -
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lediglich aus dem Fehlen einer speziellen Regelung gefolgert,

daß 5 141 AVG für die Frage, wann eine dem Grunde nach vor-
handene Versicherungsberechtigung nicht mehr ausgeübt werden

dürfe, allein maßgeblich sei. Diese gesetzliche Lücke sei

nunmehr jedoch durch 5 10 Abs. 2 a Satz 2 AVG gesdhlossen, so
daß die vom BSG in der genannten Entscheidung entwickelten

Grundsätze für die Zeit vom Inkrafttreten der Vefbotsvor—

schrift (19. Oktober 1972) an keine Anwendung mehr finden

könnten° Schließlich könne der Kläger ein Recht zur Nachent—

richtung von Beiträgen auch nicht aus einer Pflichtverletzung

der Beklagten ihm gegenüber herleiten (Urteil vom 22. November
1974).

Der Kläger hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Er
rügt Verletzungen des materiellen Rechts sowie einen Verstoß

gegen den Anspruch auf rechtliches Gehör durch das Berufungs—
gericht.

Der Kläger beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG Berlin vom
26. Juni 1974 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

II

Die durch Zulassung statthafte Revision iSt begründet. Entgegen

der Auffassung des LSG ist der Kläger berechtigt, gemäß % 10
Abs. 1 WGSVG Beiträge nachzuentrichten.

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der Kläger zu den

gemäß 5 9 WGSVGzur Weiterversicherung berechtigten Personen
gehört, die gemäß 5 10 Abs. 1 Satz 1 WGSVGgrundsätzlich auf
Antrag abweichend von der Regelung des 5 140 AVG für Zeiten vor
Inkrafttreten des WGSVG(1. Februar 1971) und vor Vollendung
des 65. Lebensjahres bis zum 1. Januar 1955, längstens jedoch

bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres zurück Beiträge nachent—

richten können, soweit diese Zeiten nicht bereits mit Beiträgen

..5..
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belegt oder als EI‘satzzeiten anzurechnen sind. Zu Unrecht hat
das LSG indes der Vorschrift des 5 40 Abs. 4 Satz 2 WGSVG ent—

nommen, daß diese erweiterte Nachversidherungsberechtigung im
Hinblick an das dem Kläger mit Bescheid vom 6. Juli 4972 be—
willigte Altersruhegeld beseitigt sein soll. Nach 5 40 Abs. 4
Satz 2 WGSVGsteht der Eintritt des Versicherungsfalls bis zum
54. Januar 4972 (s "vor Ablauf der ersten zwölf Monate nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes") der Beitragsnachentrichtung
nach Satz 4 der VQrschrift nicht entgegen‚und im übrigen gilt
% 444 Abs. 4 und 3 AVG entsprechend. Wie der erkennende Senat
bereits mit Urteil vom 6. Februar 4975 — 4 RA 464/74 — zu der

Stichtassreseluns in 5 8 Abs. 1 Satz 2 wesve entschieden hat,
kann diese Regelung nur so verstanden werden, daß bei Versiche—
rungsfällen vor dem 4. Februar 4972 die Beiträge anders als
nach 5 444 Abs. 4 AVG auch nach Eintritt der Berufsunfähigkeit,

der Erwerbsunfähigkeit oder des Todes für Zeiten vorher nach-
entrichtet werden dürfen, während bei den danach eingetretenen

Versicherungsfällen die sich aus der allgemeinen Regelung des
5 444 AbS—4 und 2 AVG ergebende Einschränkung der zulässigen
Nachentrichtung VQn Beiträgen entsprechend gelten soll. Im
Regierunssentwurf (BT—Drucks. VI/745 s. 40) heißt es zu 5 8
Abs. 4 Satz 2, der wie 5 40 Abs. 4 Satz 2 ungeändert Gesetz
geworden ist, der letzte Halbsatz der Vorschrift stelle klar,
daß hinsichtlich der Zulässigkeit der Nachentrichtung von Bei—
trägen bei Eintritt des Versicherungsfalls nach dem im ersten
Halbsatz der Vorschrift genannten Stichtag dieselben Regeln

gelten wie bei der Beitragsnachentridhtung nach den allgemeinen
Vorschriften. Auch ohne eine derartige Klarstellung hat das
BSGim Urteil vom 20. September 1975 (SozR Nr. 46 zu Art. 2
5 52 ArVNG) die Bedeutung der — insoweit inhaltsgleichen —Be—
stimmung eines Ehdtermins für den Eintritt des Versicherungs—
falls bei der erweiterten Beitragsnachentrichtung gemäß Art. 2
5 50 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes i„‚ '
üm gleichen Sinne ausgelegt. Aus dem letzten Halbsatz des.

5 40 Abs. 4 Satz & WGSVGfolgt daher lediglich, daß die Nach—
entrichtunssmöslithkeit bei nach dem 34. Januar 4972 eingem
tretenen Versicberungsfällen entsprechend der in 5 444 Abs. 4
eV@getroffenen Regelung eingeschränkt, nicht aber, daß sie bei

_ 5 _
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diesen Versicherungsfällen ganz ausgeschlossen sein soll. An—

derenfalls wäre der letzte Halbsatz der Vorschrift nicht sinn—

voll und schlechthin überflüssig®

Zu 5 444 Äbs‚ 4 AVGhat der erkennende Senat aber bereits mit

Urteil vom25„ Juni 1957»!(seen55?am entschieden,daßdiese
Vorschrift die wirksame Nachentrichtung von Beiträgen nach

% 1ao Abs° 4 AVG durch Bezieher von Altersruhegeld selbst dann
nicht hindert, wenn der das Altersruhegeld.bewilligende Bescheid

bindend geworden ist„ Da der Versieherungefall wegen Vollendung

des 65„ Lebensjahres beim Kläger nach dem 54° Januar 4972 ein—

getreten und deswegen gemäß 5 40 Abs„ 4 Satz 2 WGSVGdie ent—
sprechende Anwendung des 5 444 Abs° 4 AVG geboten.ist, muß

Gleiches auch hier gelten (ebenso ausdrücklich Verbandskommentar

zur Reiohsversicherungsordnung —RVO-, 45. Ergänzung 4& Juli 4975,

Anm„50 zu 55 e, 10 wesvebei € 4448 EVO/5140 AVG). Insoweit
hat der Senat bereits in dem eine Beitragsnachentrichtung nach
5 8 Abs° 4 WGSVGbetreffenden Urteil vom 6, Februar 4975 (BSGE

_59, 426 = SozR 5070 5 8 Nr& 4) die in der genannten Entschei—
dung vom 25. Juni 4974 vertretene Rechtsauffassung bestätigt

und betont, daß sich aus dem Eintritt der Bindungswirkung eines

ein Altersrnhegeld bewilligenden Beseheides keine entscheidenden
Schlüsse ziehen lasseno

Der Berechtigung des Klägers zur Beitragsnaehentrichtung

gemäß 5 40 Abs„ 4 WGSVGsteht anch nicht e wie das LSG meint —
% 40 Abs° 2 a AVG idF des EEG entgegene Danach ist zwar die
Entrichtung freiwilliger Beiträge im Sinne des 5 40 Ahso 4 AVG
nach der bindenden Bewilligung eines Altersruhegeldes auch für

Zeiten vor dem Rente■beginn ausgeschlossen° Diese Regelung gilt

indes erst für Versicherungsfälle‚ die seit dem Inkrafttreten

des REG am 49° Oktober 49?2 (Arto 6 5 8 Äbs° 2 des Gesetzes}
eingetreten sind {so ausdrücklich BSG in SezR Nr. 46 zu Art„ 2

5 52 ArVNG; vglo auch BSG in SozR Nr° 68 zu 5 4254 RVQ)„ Beim

Kläger ist der Versicherungsfall des Alters aber bereits vorher
(40. April 4972} eingetreten°

Bei diesem Sachverhalt kann offenbleiben, ob die — sieh ledig—

__?—
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lich auf die durch das RRG neu gestaltete freiwillige Versiche—

rung beziehende —Regelung des 5 10 Abs. 2 a AVG überhaupt
auf die Nachentriehtung nach 5 10 Abs. 1 WGSVGerstreckt werden
könnte oder ob es hierfür der ausdrücklichen Anordnung der ent—

sprechenden Anwendung des 5 10 Abs. 2 a AVGbedürfte. Nach In—
krafttreten des RRG ist jedenfalls eine dahingehende Ergänzung

des WGSVG— auch unter Berücksichtigung der Änderung dieses
Gesetzes durch 5 19 des Achtzehnten Rentenanpassungsgesetzes

vom 28. April 1975 (BGBl I 1018) — bisher unterblieben.

Da somit die Berechtigung des Klägers zur Beitragsnachentrich—

tung gemäß 5 10 Abs. 1 WGSVGdurch das Inkrafttreten des % 10
Abs. 2 a AVG idF des REG am 19. Oktober 1972 nicht beseitigt

worden ist, kann es nicht mehr darauf ankommen, ob die Beklagte

vor diesem Zeitpunkt — unter Beachtung der grundsätzlichen Aus—

führungen des BSG in der Entscheidung vom 14. Juni 1962 (SozR
Nr. 5 zu 5 1255 EVO) — anläßlich des Rentenfeststellungsver—
fahrens den Kläger auf die zusätzlichen Gestaltungsmöglichkeiten

durch die neue Nachversicherungsberechtigung nach dem WGSVG

hätte hinweisen müssen oder ob sie sich auf den bloßen Vermerk

im Rentenbescheid vom 6. Juli 1972 über die "Berücksichtigung"

des WGSVGbeschränken durfte.

Da die Revision wegen der aufgezeigten unrichtigen Anwendung

des materiellen Rechts durch das LSG begründet ist und bereits
deswegen das angefochtene Urteil aufzuheben sowie die Berufung

der Beklagten gegen die erstinstanzliche Entscheidung zurückzuw

weisen ist (5 170 Abs. 2 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes
—SGG—)‚braucht der von der Revision außerdem noch gerügte
Verfahrensmangel (Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Ge—
hör) nicht mehr geprüft zu werden.
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Die Kbstenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

